Formulierungsvorschläge Heft 2-2010

S. 64

Begrenzte Übernahme der Schenkungsteuer durch den Schenker 

Die Schenkungsteuer für die Übertragung des Betriebs trägt der Schenker. Ausgenommen von dieser Verpflichtung des Schenkers ist jedoch eine etwaig anfallende Nachsteuer, die in Folge eines Unterschreitens der Mindestlohnsumme nach § 13a Abs. 1 S. 5 ErbStG oder wegen eines Verstoßes des Beschenkten gegen die Behaltensregelungen des § 13a Abs. 5 ErbStG entsteht.

S. 65

Widerrufsrecht des Schenkers im Schenkungsvertrag::

Der Schenker ist ferner zum Widerruf der Schenkung berechtigt, wenn das BVerfG bis zum *** in einem Hauptsacheverfahren feststellen sollte, dass Regelungen des ErbStG, auf deren Grundlage der Erwerb des Beschenkten besteuert wird, mit dem Grundgesetz nicht vereinbar sind und die Anwendung der an ihre Stelle tretenden Vorschriften auf das in diesem Vertrag vereinbarte Rechtsgeschäft zu einer geringeren Schenkungsteuerbelastung bei den Vertragsbeteiligten führen würde als diejenige, die sich nach den zur Zeit geltenden gesetzlichen Bestimmungen ergibt.

S. 68

Regelung von Tätigkeitsvergütungen für Vorstände in der Vereinssatzung:

Neben dem Ersatz ihrer tatsächlich entstandenen Auslagen erhalten die Mitglieder des Vorstands eine monatliche Aufwandsentschädigung für ihre Tätigkeit in Höhe von *** €.

S. 68

Ermächtigungsklausel für Verwaltungsrat zur Festsetzung der Vorstandsvergütungen: 

Die Mitglieder des Vorstands haben Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Vergütung. Über die Höhe der Vergütung und die Zahlungsmodalitäten entscheidet der Verwaltungsrat des Vereins nach billigem Ermessen.

S. 68

Satzungsmäßiger Ausschluss von Tätigkeitsvergütungen an Organmitglieder

Die Mitglieder des Vorstands sind ausschließlich ehrenamtlich tätig. Sie erhalten keine Vergütung, sondern nur Ersatz der ihnen tatsächlich entstandenen Aufwendungen.

S. 72

Verwaltervollmacht:

Jeder Wohnungs- und Teileigentümer ist verpflichtet, zu solchen abändernden Vereinbarungen auf Kosten der Gemeinschaft die zur Grundbucheintragung erforderliche Bewilligung zu erteilen. Die jeweiligen Wohnungs- und Teileigentümer bevollmächtigen hiermit den jeweiligen Verwalter unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB, sie bei der Abgabe der zur Grundbucheintragung notwendigen und zweckdienlichen Erklärungen und Anträge gegenüber Grundbuchamt und Notar zu vertreten. Diese Vollmacht gilt gegenüber dem Grundbuchamt unbeschränkt. Der Verwalter ist weiterhin berechtigt, soweit erforderlich, im Namen der betreffenden Wohnungs- und Teileigentümer auf Kosten der Gemeinschaft die Zustimmung dinglich Berechtigter einzuholen und entgegenzunehmen. Die Kosten der ggf. erforderlichen Zustimmungen trägt die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer.

